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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1965 Ausgegeben am 22. Juli 1965 59. Stück

190. Bundesgesetz: 14. Gehaltsgesetz-Novelle
1 9 1 . Bundesgesetz: 10. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle
192. Verordnung: Prüfung für den Dienstzweig „Gehobener Fachdienst an Bibliotheken"
1 9 3 . Verordnung: Neuerliche Änderung der Dienstordnung für die Vertragsangestellten der

Österreichischen Bundesforste

1 9 0 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1965,
mit dem das Gehaltsgesetz 1956 neuerlich
geändert wird (14. Gehaltsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 94/1959,
BGBl. Nr. 247/1959, BGBl. Nr. 297/1959, BGBl.
Nr. 281/1960, BGBl. Nr. 164/1961, BGBl.
Nr. 306/1961, BGBl. Nr. 89/1963, BGBl.
Nr. 117/1963, BGBL Nr. 144/1963, BGBl.
Nr. 312/1963, BGBl. Nr. 153/1964, BGBl.
Nr. 102/1965 und BGBl. Nr. 124/1965 wird ge-
ändert wie folgt:

1. Dem § 12 werden folgende Absätze ange-
fügt:

„(3) Dem Beamten, der ein vor der Aufnahme
abgeschlossenes Hochschulstudium oder ein Stu-
dium an einer Akademie aufweist und in die
Verwendungsgruppe A oder in eine entspre-
chende Verwendungsgruppe (§ 37 Abs. 5) auf-
genommen wurde, ist die tatsächliche Zeit des
Hochschulstudiums in dem aus der Anlage er-
sichtlichen Höchstausmaß so weit für die Vor-
rückung in höhere Bezüge anzurechnen, als sie
vier Jahre übersteigt.

(4) Dem Beamten, der ein vor der Aufnahme
abgeschlossenes Studium an einer höheren Lehr-
anstalt mit einer fünfklassigen Oberstufe auf-
weist und in die Verwendungsgruppe B oder A
oder in eine entsprechende Verwendungsgruppe
(§ 37 Abs. 5) aufgenommen wurde, ist die tat-
sächliche Zeit des erfolgreichen Besuches der
5. Klasse der Oberstufe, soweit sie nach der Voll-
endung des 18. Lebensjahres liegt, für die Vor-
rückung in höhere Bezüge anzurechnen. Dies gilt
sinngemäß für den Besuch von Klassen einer
höheren landwirtschaftlichen Bundeslehranstalt,
soweit die Zeit des Besuches deshalb nach der
Vollendung des 18. Lebensjahres liegt, weil vor

der Aufnahme in die höhere Bundeslehranstalt
eine Praxiszeit zurückgelegt werden muß.

(5) Ist ein kalendermäßiger Zeitraum nach der
im Abs. 1 vorgesehenen Regelung und nach der
Bestimmung des Abs. 3 oder 4 anrechenbar, so
ist nur die günstigere Anrechnung zulässig."

2. § 22 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Beamte hat keinen Pensionsbeitrag
zu leisten

a) wenn er auf Grund eines Verzichtes keine
Anwartschaft auf Pensionsversorgung hat,

b) für die Zeit eines Urlaubes, der ihm unter
der Bedingung gewährt wurde, daß die
Urlaubszeit für die Bemessung des Ruhe-
genusses nicht angerechnet wird."

3. § 35 hat zu lauten:
„§ 35. (1) Wird ein Beamter der Dienstklassen I,

II oder III aus der Verwendungsgruppe E in die
Verwendungsgruppe D oder C oder aus der Ver-
wendungsgruppe D in die Verwendungsgruppe C
überstellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe, die
sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die
Bestimmung seiner bisherigen Gehaltsstufe als
Beamter der bisherigen Verwendungsgruppe
maßgebend war, als Beamter der höheren Ver-
wendungsgruppe zurückgelegt hätte.

(2) Wird ein Beamter der Dienstklassen I, II
oder III aus der Verwendungsgruppe E, D oder C
in die Verwendungsgruppe B überstellt, so ge-
bührt ihm die Gehaltsstufe, die sich ergeben
würde, wenn er die Zeit, die für die Erreichung
seiner Gehaltsstufe als Beamter der bisherigen
Verwendungsgruppe im Wege der Zeitvor-
rückung notwendig ist, in dem zwei Jahre über-
steigenden Ausmaß als Beamter der Verwen-
dungsgruppe B zurückgelegt hätte; an die Stelle
des Zeitraumes von zwei Jahren tritt ein solcher
von vier Jahren, wenn der Beamte das Anstel-
lungserfordernis für die Verwendungsgruppe B
nicht durch die Ablegung der Reifeprüfung an
einer höheren Lehranstalt erfüllt hat.
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(3) Wird ein Beamter der Dienstklassen II
oder III aus der Verwendungsgruppe B in die
Verwendungsgruppe A überstellt, so gebührt
ihm die Gehaltsstufe, die sich ergeben würde,
wenn er die Zeit, die für die Erreichung seiner
Gehaltsstufe als Beamter der Verwendungs-
gruppe B im Wege der Zeitvorrückung notwen-
dig ist, in dem vier Jahre übersteigenden Aus-
maß als Beamter der Verwendungsgruppe A zu-
rückgelegt hät te; an die Stelle des Zeitraumes
von vier Jahren t r i t t ein solcher von sechs Jah-
ren, wenn der Beamte das Anstellungserforder-
nis für die Verwendungsgruppe A nicht durch
die Vollendung einer Hochschulbildung im Sinne
der allgemeinen Anstellungserfordernisse für
diese Verwendungsgruppe erfüllt.

(4) Wird ein Beamter der Dienstklassen I, II
oder III aus der Verwendungsgruppe E, D
oder C in die Verwendungsgruppe A überstellt,
so gebührt ihm die Gehaltsstufe, die sich er-
geben würde, wenn die Abs. 2 und 3 auf ihn
angewendet worden wären.

(5) Wenn es für den Beamten günstiger ist, ist
er abweichend von den Bestimmungen der Abs. 2
bis 4 so zu behandeln, als ob er die Hälfte der
Zeit, die er nach Erfüllung des gemeinsamen An-
stellungserfordernisses für die höhere Verwen-
dungsgruppe in einer niedrigeren Verwendungs-
gruppe zurückgelegt hat, in der höheren Ver-
wendungsgruppe verbracht hätte.

(6) Wird ein Beamter der Dienstklassen IV, V,
VI oder VII in eine höhere Verwendungsgruppe
überstellt und hat er in der bisherigen Verwen-
dungsgruppe bereits die in seiner Dienstklasse
für die neue Verwendungsgruppe vorgesehene
niedrigste oder eine höhere Gehaltsstufe erreicht,
so ändern sich mit der Überstellung die Gehalts-
stufe und der nächste Vorrückungstermin nicht.
Dem Beamten gebühren jedoch mindestens die
Gehaltsstufe und der Vorrückungstermin, die
sich ergeben würden, wenn er die in der bis-
herigen Verwendungsgruppe anrechenbare Ge-
samtdienstzeit in dem Ausmaß als Beamter der
höheren Verwendungsgruppe zurückgelegt hät te
das sich bei sinngemäßer Anwendung der Abs. 1
bis 4 ergeben würde. Wurde der Beamte gemäß
§ 33 Abs. 3 vor dem Zeitpunkt der Zeitvor-
rückung in die Dienstklasse III befördert, so ist
der Zeitraum, um den die Beförderung vor dem
Zeitpunkt der Zeitvorrückung liegt, der an-
rechenbaren Gesamtdienstzeit zuzurechnen.

(7) Bei der Überstellung eines Beamten der
Verwendungsgruppe C in eine höhere Verwen-
dungsgruppe gemäß Abs. 2, 4 und 6 zweiter
Satz bleibt die Änderung der bezugsrechtlichen
Stellung, die gemäß § 33 Abs. 8 eingetreten ist,
außer Betracht.

(8) Bei Oberstellungen nach den Abs. 1, 2, 4
und 6 erster Satz ist die in der höchsten Gehalts-
stufe einer Dienstklasse, aus der eine Zeitvor-

rückung nicht mehr vorgesehen ist, verbrachte
Zeit bis zum Ausmaß von vier Jahren für die
Vorrückung und den Anfall einer Dienstalters-
zulage anzurechnen. Die Bestimmungen der §§ 8
bis 11 sind sinngemäß anzuwenden.

(9) Durch eine Überstellung nach den Abs. 1
bis 4 wird der Vorrückungstermin nicht berührt

(10) Ist der jeweilige Gehalt in der neuen Ver-
wendungsgruppe niedriger als der Gehalt, der
dem Beamten jeweils in einer niedrigeren Ver-
wendungsgruppe zukommen würde, so gebührt
dem Beamten eine für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbare Ergänzungszulage auf die-
sen Gehalt."

4. § 46 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wird ein Beamter, der unter die Bestim-
mungen der Abschnitte II, III, V, VI, VII, VIII
oder IX fällt, zum Richter ernannt, so richten
sich seine Gehaltsstufe und sein allfälliger An-
spruch auf eine Dienstalterszulage nach der Zeit,
die für die Vorrückung oder für die Zeitvor-
rückung maßgebend war, und zwar, wenn der
Beamte aus einer Verwendungsgruppe, für die
volle Hochschulbildung vorgeschrieben ist, über-
stellt wurde, in dem vier Jahre übersteigenden
Ausmaß, wenn der Beamte aus einer Verwen-
dungsgruppe, für die die Absolvierung einer
höheren Lehranstalt vorgeschrieben ist, über-
stellt wurde, in dem acht Jahre übersteigenden
Ausmaß, wenn der Beamte aus einer sonstigen
Verwendungsgruppe überstellt wurde, in dem
zehn Jahre übersteigenden Ausmaß."

5. § 53 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Wird ein Beamter, der nicht unter die
Bestimmungen der Abs. 1 oder 2 fällt, zum
Hochschulassistenten ernannt, so richtet sich
seine Gehaltsstufe nach der Zeit, die für die
Vorrückung oder für die Zeitvorrückung maß-
gebend war, und zwar, wenn der Beamte aus
einer Verwendungsgruppe, für die volle Hoch-
schulbildung vorgeschrieben ist, überstellt wurde,
in vollem Ausmaß, wenn der Beamte aus einer
Verwendungsgruppe, für die die Absolvierung
einer höheren Lehranstalt vorgeschrieben ist,
überstellt wurde, in dem vier Jahre übersteigen-
den Ausmaß, wenn der Beamte aus einer son-
stigen Verwendungsgruppe überstellt wurde, in
dem sechs Jahre übersteigenden Ausmaß."

6. § 62 hat zu lauten:

„ Ü b e r s t e l l u n g

§ 62. (1) Wird ein Lehrer aus der Verwen-
dungsgruppe L 3 in eine der Verwendungsgrup-
pen L 2 überstellt, so gebührt ihm die Gehalts-
stufe, die sich ergeben würde, wenn er die Zeit,
die für die Erreichung seiner Gehaltsstufe als
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Lehrer der Verwendungsgruppe L 3 notwendig
ist, in dem zwei Jahre übersteigenden Ausmaß
als Lehrer einer der Verwendungsgruppen L 2
zurückgelegt hät te; an die Stelle des Zeitraumes
von zwei Jahren t r i t t ein solcher von vier Jah-
ren, wenn der Lehrer das Anstellungserfordernis
für die Verwendungsgruppen L 2 nicht durch
die Ablegung der Reifeprüfung an einer höheren
Lehranstalt erfüllt hat.

(2) Wird ein Lehrer aus einer der Verwen-
dungsgruppen L 2 in die Verwendungs-
gruppe L 1 überstellt, so gebührt ihm die Ge-
haltsstufe, die sich ergeben würde, wenn er die
Zeit, die für die Erreichung seiner Gehaltsstufe
als Lehrer einer der Verwendungsgruppen L 2
notwendig ist, in dem vier Jahre übersteigenden
Ausmaß als Lehrer der Verwendungsgruppe L 1
zurückgelegt hätte; an die Stelle des Zeitraumes
von vier Jahren t r i t t ein solcher von sechs Jah-
ren, wenn der Lehrer das Anstellungserfordernis
für die Verwendungsgruppe L 1 nicht durch die
Vollendung einer Hochschulbildung im Sinne der
allgemeinen Anstellungserfordernisse für diese
Verwendungsgruppe erfüllt.

(3) Wird ein Lehrer aus der Verwendungs-
gruppe L 3 in die Verwendungsgruppe L 1 über-
stellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe, die sich
ergeben würde, wenn die Abs. 1 und 2 auf ihn
angewendet worden wären.

(4) Wenn es für den Lehrer günstiger ist, ist
er abweichend von den Bestimmungen der
Abs. 1 bis 3 so zu behandeln, als ob er die
Hälfte der Zeit, die er nach Erfüllung des ge-
meinsamen Anstellungserfordernisses für die
höhere Verwendungsgruppe in einer niedrigeren
Verwendungsgruppe zurückgelegt hat, in der
höheren Verwendungsgruppe verbracht hätte.

(5) Wird ein Lehrer einer der Verwendungs-
gruppen L 2 in eine der anderen Verwendungs-
gruppen L 2 überstellt, so bleibt er in der bis-
herigen Gehaltsstufe.

(6) Bei Überstellungen nach den Abs. 1 bis 3
und 5 ist die in der höchsten Gehaltsstufe einer
Verwendungsgruppe verbrachte Zeit bis zum
Ausmaß von vier Jahren für die Vorrückung
und den Anfall einer Dienstalterszulage anzu-
rechnen. Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11
sind sinngemäß anzuwenden.

(7) Durch eine Überstellung nach den Abs. 1
bis 3 und 5 wird der Vorrückungstermin nicht
berührt .

(8) Ist der jeweilige Gehalt in der neuen Ver-
wendungsgruppe niedriger als der Gehalt, der
dem Lehrer jeweils in einer niedrigeren Verwen-
dungsgruppe zukommen würde, so gebührt dem
Lehrer eine für die Bemessung des Ruhegenusses
anrechenbare Ergänzungszulage auf diesen Ge-
halt; für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbare Zulagen sind bei der Ermitt lung der
Ergänzungszulage dem Gehalt zuzurechnen."

7. § 68 hat zu lauten:

„ Ü b e r s t e l l u n g

§ 68. (1) Wird ein Beamter aus der Verwen-
dungsgruppe S 3 oder S 2 in die Verwendungs-
gruppe S 1 überstellt, so gebühren ihm die Ge-
haltsstufe und allfällige Dienstalterszulage, die
sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die für
die Erreichung seiner Gehaltsstufe als Beamter
der bisherigen Verwendungsgruppe notwendig
ist, in dem vier Jahre übersteigenden Ausmaß
als Beamter der Verwendungsgruppe S 1 zurück-
gelegt hät te; an die Stelle des Zeitraumes von
vier Jahren t r i t t ein solcher von sechs Jahren,
wenn der Beamte das Anstellungserfordernis für
die Verwendungsgruppe L 1 nicht durch die
Vollendung einer Hochschulbildung im Sinne der
allgemeinen Anstellungserfordernisse für diese
Verwendungsgruppe aufweist.

(2) Wird ein Beamter aus der Verwendungs-
gruppe S 3 in die Verwendungsgruppe S 2 über-
stellt, so bleibt er in der bisherigen Gehaltsstufe.

(3) Bei Überstellungen nach den Abs. 1 und 2
ist die in der höchsten Gehaltsstufe einer Ver-
wendungsgruppe verbrachte Zeit bis zum Aus-
maß von vier Jahren für die Vorrückung und
den Anfall einer Dienstalterszulage anzurech-
nen. Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11 sind
sinngemäß anzuwenden.

(4) Durch eine Überstellung nach den Abs. 1
und 2 wird der Vorrückungstermin nicht be-
rührt.

(5) Ist der jeweilige Gehalt in der neuen Ver-
wendungsgruppe niedriger als der Gehalt, der
dem Beamten jeweils in einer niedrigeren Ver-
wendungsgruppe zukommen würde, so gebührt
dem Beamten eine für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbare Ergänzungszulage auf
diesen Gehalt; für die Bemessung des Ruhegenus-
ses anrechenbare Zulagen sind bei der Ermitt-
lung der Ergänzungszulage dem Gehalt zuzu-
rechnen."

8. An die Stelle des § 70 Abs. 2 bis 4 treten
folgende Bestimmungen:

„(2) Wird ein Beamter der Allgemeinen Ver-
waltung der Verwendungsgruppe C oder ein
Lehrer der Verwendungsgruppe L 3 zum Beam-
ten des Schulaufsichtsdienstes der Verwendungs-
gruppe S 3 oder S 2 ernannt, so gebühren ihm
die Gehaltsstufe und allfällige Dienstalterszulage,
die sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die
für die Zeitvorrückung oder für die Vorrückung
in seiner bisherigen Verwendungsgruppe maß-
gebend war, in dem 18 Jahre übersteigenden
Ausmaß als Beamter des Schulaufsichtsdienstes
der Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in
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die er überstellt wird; an die Stelle des Zeit-
raumes von 18 Jahren tritt ein solcher von
20 Jahren, wenn der Beamte nicht eine Reife-
prüfung an einer höheren Lehranstalt abgelegt
hat. Die Bestimmung des Abs. 1 letzter Satz ist
mit der Abweichung anzuwenden, daß an die
Stelle von 16 Jahren 18 beziehungsweise 20 Jahre
treten.

(3) Wird ein Beamter der Allgemeinen Ver-
waltung der Verwendungsgruppe B oder ein
Lehrer einer der Verwendungsgruppen L 2 zum
Beamten des Schulaufsichtsdienstes der Verwen-
dungsgruppe S 1 ernannt, so gebühren ihm die
Gehaltsstufe und allfällige Dienstalterszulage, die
sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die für
die Zeitvorrückung oder für die Vorrückung in
seiner bisherigen Verwendungsgruppe maß-
gebend war, in dem 20 Jahre übersteigenden
Ausmaß als Beamter des Schulaufsichtsdienstes
der Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in
die er überstellt wird; an die Stelle des Zeit-
raumes von 20 Jahren tr i t t ein solcher von
22 Jahren, wenn der Beamte das Anstel-
lungserfordernis für die Verwendungsgruppe
L 1 nicht durch die Vollendung einer Hoch-
schulbildung im Sinne der allgemeinen An-
stellungserfordernisse für diese Verwendungs-
gruppe aufweist. Die Bestimmung des Abs. 1
letzter Satz ist mit der Abweichung an-
zuwenden, daß an die Stelle von 16 Jahren
20 beziehungsweise 22 Jahre treten.

(4) Bei der Anwendung der Bestimmungen der
Abs. 1 bis 3 gelten § 35 Abs. 7 und § 68 Abs. 3
sinngemäß.

(5) Ist der Gehalt, den der Beamte nach den
Abs. 1 bis 3 erhält, niedriger als der bisherige
Gehalt, so gebührt dem Beamten eine nach
Maßgabe des Erreichens eines höheren Gehaltes
einzuziehende, für die Bemessung des Ruhege-
nusses anrechenbare Ergänzungszulage auf den
bisherigen Gehalt; für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbare Zulagen sind bei der Er-
mittlung der Ergänzungszulage dem Gehalt zu-
zurechnen."

9. Dem § 72 Abs. 1 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Wachebeamte der Verwendungsgruppe W 2
können frühestens in dem Zeitpunkt, in dem
sie durch Zeitvorrückung die Dienstklasse IV
erreichen, in diese Dienstklasse befördert wer-
den."

10. § 72 Abs. 4 letzter Satz hat zu lauten:

„Hiebei ist § 35 Abs. 5 mit der Abweichung
anzuwenden, daß die Dienstzeit so weit anzu-
rechnen ist, als nicht Abs. 3 Anwendung findet."

11. § 75 Abs. 4 letzter Satz hat zu lauten:

„Hiebei ist § 35 Abs. 5 mit der Abweichung
anzuwenden, daß die Dienstzeit so weit anzu-
rechnen ist, als nicht Abs. 3 Anwendung findet."

12. Im § 75 ist folgender Absatz einzufügen:

„(G) § 35 Abs. 3 erster Halbsatz ist auch auf
Berufsoffiziere der Verwendungsgruppe H 1 an-
zuwenden, die die an Stelle einer Hochschulbil-
dung vorgeschriebene besondere Ausbildung auf-
weisen."

Artikel II

1. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten
für Beamte des Dienststandes,

a) die vor dem 1. Juli 1965 aus einer niedri-
geren Verwendungsgruppe in derselben
oder in einer anderen Besoldungsgruppe
(§ 2 des Gehaltsgesetzes 1956) in die Ver-
wendungsgruppe B oder A oder in eine
entsprechende Verwendungsgruppe (§ 37
Abs. 5 des Gehaltsgesetzes 1956) überstellt
wurden,

b) bei denen auf Vordienstzeiten die Bestim-
mungen über die Überstellung in die Ver-
wendungsgruppe B oder A oder in eine
entsprechende Verwendungsgruppe sinn-
gemäß angewendet wurden oder anwend-
bar gewesen wären,

c) auf die § 12 Abs. 3 bis 5 des Gehaltsge-
setzes 1956 in der Fassung des Artikels I
dieses Bundesgesetzes anzuwenden gewesen
wäre, wenn diese Bestimmungen im Zeit-
punkt der Aufnahme gegolten hätten.

2. Ergibt sich bei der sinngemäßen Anwendung
der Bestimmungen des Artikels I dieses Bundes-
gesetzes eine günstigere besoldungsrechtliche
Stellung als die, in der sich der Beamte am
1. Juli 1965 befand, so ist ihm diese Stellung
zuzuerkennen. Um das Ausmaß der Verbesse-
rung der besoldungsrechtlichen Stellung ist auch
die sonstige dienstrechtliche Stellung des Beam-
ten zu verbessern.

3. Ob und in welchem Ausmaß sich eine gün-
stigere besoldungsrechtliche Stellung im Sinne
der Z. 2 ergibt, ist im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzleramt durch einen Vergleich der tat-
sächlichen Laufbahn und der Laufbahn der
Beamten mit gleicher anrechenbarer Dienstzeit,
dienstlicher Beurteilung und dienstlicher Stel-
lung festzustellen, die sich ergeben hätte, wenn
die Bestimmungen über die Oberstellung in eine
höhere Verwendungsgruppe und die Bestim-
mungen des § 12 Abs. 3 bis 5 des Gehaltsge-
setzes 1956 in der Fassung des Artikels I dieses
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Bundesgesetzes im Zeitpunkt der seinerzeitigen
Überstellung oder der seinerzeitigen Aufnahme
gegolten hätten.

4. Die besoldungsrechtliche Stellung ist zu-
mindest so zu verbessern, wie sie sich auf Grund
der Vorrückung oder Zeitvorrückung ergeben
würde.

5. Eine Verbesserung der besoldungsrechtlichen
Stellung ist jedenfalls so weit ausgeschlossen, als
dem Beamten anläßlich der Anstellung, einer Be-
förderung oder einer sonstigen Maßnahme, die
die besoldungsrechtliche Stellung betraf und
nicht auf einem Rechtsanspruch beruhte, eine
günstigere Laufbahn zuerkannt wurde als den
nicht unter die Bestimmungen dieses Artikels
fallenden Beamten mit gleicher anrechenbarer
Dienstzeit, dienstlicher Beurteilung und dienst-
licher Stellung.

6. Die günstigere besoldungsrechtliche Stellung
ist dem Beamten mit 1. Juli 1965 zuzuerkennen,
wenn der Beamte die Verbesserung der dienst-
rechtlichen Stellung (Z. 2) bis 30. Juni 1966 be-
antragt. Stellt der Beamte den Antrag später, so
ist ihm die günstigere besoldungsrechtliche Stel-
lung mit dem auf die Einbringung des Antrages
folgenden Monatsersten zuzuerkennen.

7. Bei Beamten, auf die die Z. 2 und 3 an-
gewendet wurden und die bis spätestens 1. Juli
1967 in die nächsthöhere Dienstklasse befördert
werden, kann aus Anlaß dieser Beförderung und
mit deren Wirksamkeit — jedoch frühestens mit
der Wirksamkeit nach Z. 6 — im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzleramt die besoldungsrecht-
liche Stellung günstiger festgesetzt werden als sie
sich aus § 33 des Gehaltsgesetzes 1956 ergibt.

Artikel III

Sofern in diesem Bundesgesetz von höheren
Lehranstalten gesprochen wird, sind darunter für
die Zeit vor dem Wirksamwerden des Schul-
organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, mitt-

lere Lehranstalten beziehungsweise Mittelschulen,
wie Gymnasien, Realgymnasien, Realschulen,
Frauenoberschulen, Arbeitermittelschulen, Auf-
baumittelschulen, Bundeserziehungsanstalten,
Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten, Bil-
dungsanstalten für Lehrer für den hauswirt-
schaftlichen oder für den gewerblichen Fach-
unterricht, Handelsakademien, höhere Abteilun-
gen an den technischen und gewerblichen Lehr-
anstalten, Lehranstalten für Frauenberufe und
höhere land- und forstwirtschaftliche Lehranstal-
ten zu verstehen.

Artikel IV

Wurde das Studium mit einem Trimester be-
gonnen, so ist bei der Anwendung des § 12
Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung
des Artikels I Z. 1 dieses Bundesgesetzes als Be-
ginn des Studiums, wenn das erste Trimester ein
Sommertrimester oder ein Herbsttrimester war,
der 1. Juli, wenn das erste Trimester ein Winter-
trimester war, der 1. Jänner des betreffenden
Jahres anzusehen.

Artikel V

1. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme der
Bestimmungen des Artikels I Z. 2 am 1. Juli 1965
in Kraft.

2. Die Anlage zu § 12 Abs. 3 des Gehaltsge-
setzes 1956 in der Fassung des Artikels I Z. 1
dieses Bundesgesetzes tritt mit dem Ablauf des
31. Dezember 1966 außer Kraft.

Artikel VI

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
jedes Bundesministerium so weit betraut, als es
oberste Dienstbehörde ist.

Jonas
Klaus Pittermann Czettel Broda
Piffl Proksch Schmitz Schleinzer
Bock Probst Prader Kreisky

Anlage

zu § 12 Abs. 3 des
Gehaltsgesetzes l956

1. Höchstausmaß für die Anrechnung der tat-
sächlichen Zeit des Hochschulstudiums nach § 12
Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956:

a) Zwei Jahre: Medizin, Chemie, Bauingeni-
eurwesen, Elektrotechnik, Nachrichtentech-
nik, Schiffstechnik, Technische Chemie.

b) Eineinhalb Jahre: Physik, Architektur,
Maschinenbau, Technische Physik, Wirt-
schaftsingenieurwesen.

c) Ein Jahr: Katholische Theologie, Feue-
rungs- und Gastechnik, Papier- und Zell-
stofftechnik, Kulturtechnik, Tierheilkunde.

d) Ein halbes Jahr: alle übrigen Studienrich-
tungen.

2. Als Beginn des Zeitraumes von vier Jahren
ist, wenn das erste Semester ein Wintersemester
war, der 1. Juli, und wenn das erste Semester
ein Sommersemester war, der 1. Jänner des be-
treffenden Jahres anzusehen.
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1 9 1 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1965,
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948
neuerlich geändert wird (10. Vertragsbe-

dienstetengesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 174/1959, BGBl. Nr . 282/1960, BGBl.
Nr. 165/1961, BGBl. Nr . 186/1962, BGBl.
Nr. 117/1963, BGBl. Nr . 173/1963, BGBl.
Nr. 313/1963, BGBl. Nr . 154/1964 und BGBl.
Nr. 126/1965 wird geändert wie folgt:

1. Dem § 26 werden folgende Absätze ange-
fügt:

„(3) Dem Vertragsbediensteten, der ein vor
der Aufnahme abgeschlossenes Hochschulstudium
oder ein Studium an einer Akademie aufweist
und in die Entlohnungsgruppe a oder l1 aufge-
nommen wurde, ist die tatsächliche Zeit des
Hochschulstudiums in dem aus der Anlage er-
sichtlichen Höchstausmaß so weit für die Vor-
rückung in höhere Entlohnungsstufen anzurech-
nen, als sie vier Jahre übersteigt.

(4) Dem Vertragsbediensteten, der ein vor der
Aufnahme abgeschlossenes Studium an einer
höheren Lehranstalt mit einer fünfklassigen
Oberstufe aufweist und in die Entlohnungs-
gruppe b, a oder 1 1 oder in eine der Entloh-
nungsgruppen 1 2 aufgenommen wurde, ist die
tatsächliche Zeit des erfolgreichen Besuches der
5. Klasse der Oberstufe, soweit sie nach der Voll-
endung des 18. Lebensjahres liegt, für die Vor-
rückung in höhere Entlohnungsstufen anzurech-
nen. Dies gilt sinngemäß für den Besuch von
Klassen einer höheren landwirtschaftlichen Bun-
deslehranstalt, soweit die Zeit des Besuches des-
halb nach der Vollendung des 18. Lebensjahres
liegt, weil vor der Aufnahme in die höhere
Bundeslehranstalt eine Praxiszeit zurückgelegt
werden muß.

(5) Ist ein kalendermäßiger Zeitraum nach der
im Abs. 1 vorgesehenen Regelung und nach der
Bestimmung des Abs. 3 oder 4 anrechenbar, so
ist nur die günstigere Anrechnung zulässig."

2. § 15 hat zu lauten:

„§ 15. (1) Wird ein Vertragsbediensteter des
Entlohnungsschemas I aus der Entlohnungs-
gruppe e in die Entlohnungsgruppe d oder c
oder aus der Entlohnungsgruppe d in die Ent-
lohnungsgruppe c überstellt, so ändert sich mit
der Überstellung die Entlohnungsstufe nicht. Das
gleiche gilt, wenn ein Vertragsbediensteter des
Entlohnungsschemas II in eine höhere Entloh-
nungsgruppe dieses Entlohnungsschemas über-
stellt wird.

(2) Wird ein Vertragsbediensteter des Entloh-
nungsschemas I aus der Entlohnungsgruppe e, d
oder c in die Entlohnungsgruppe b überstellt, so
gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich er-
geben würde, wenn er die Zeit, die für die Er-
reichung seiner bisherigen Entlohnungsstufe not-
wendig ist, in dem zwei Jahre übersteigenden
Ausmaß als Vertragsbediensteter der Entloh-
nungsgruppe b zurückgelegt hätte; an die Stelle
des Zeitraumes von zwei Jahren tritt ein solcher
von vier Jahren, wenn der Vertragsbedienstete
keine Reifeprüfung an einer höheren Lehranstalt
abgelegt hat.

(3) Wird ein Vertragsbediensteter des Entloh-
nungsschemas I aus der Entlohnungsgruppe b in
die Entlohnungsgruppe a überstellt, so gebührt
ihm die Entlohnungsstufe, die sich ergeben
würde, wenn er die Zeit, die für die Erreichung
seiner bisherigen Entlohnungsstufe notwendig
ist, in dem vier Jahre übersteigenden Ausmaß als
Vertragsbediensteter der Entlohnungsgruppe a
zurückgelegt hätte; an die Stelle des Zeitraumes
von vier Jahren tritt ein solcher von sechs
Jahren, wenn der Vertragsbedienstete nicht die
Vollendung einer Hochschulbildung im Sinne der
allgemeinen Anstellungserfordernisse für Bundes-
beamte der Verwendungsgruppe A aufweist.

(4) Wird ein Vertragsbediensteter des Entloh-
nungsschemas I aus der Entlohnungsgruppe e, d
oder c in die Entlohnungsgruppe a überstellt, so
gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich er-
geben würde, wenn die Abs. 2 und 3 auf ihn
angewendet worden wären.

(5) Wenn es für den Vertragsbediensteten gün-
stiger ist, ist er abweichend von den Bestim-
mungen der Abs. 2 bis 4 so zu behandeln, als
ob er die Hälfte der Zeit, die er nach Erfüllung
des gemeinsamen Anstellungserfordernisses für
die der höheren Entlohnungsgruppe entsprechen-
den Verwendungsgruppe der Bundesbeamten in
einer niedrigeren Entlohnungsgruppe zurückge-
legt hat, in der höheren Entlohnungsgruppe ver-
bracht hätte.

(6) Durch eine Überstellung nach den Abs. 1
bis 4 wird der Vorrückungstermin nicht berührt.

(7) Ist das jeweilige Monatsentgelt in der neuen
Entlohnungsgruppe niedriger als das Monatsent-
gelt, das dem Vertragsbediensteten jeweils in einer
niedrigeren Entlohnungsgruppe zukommen
würde, so gebührt dem Vertragsbediensteten
eine Ergänzungszulage auf dieses Monatsentgelt."

3. § 42 hat zu lauten:

„§ 42. (1) Wird ein Vertragslehrer des Ent-
lohnungsschemas I L aus der Entlohnungsgruppe
1 3 in eine der Entlohnungsgruppen 1 2 über-
stellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die
sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für
die Erreichung seiner bisherigen Entlohnungs-
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stufe notwendig ist, in dem zwei Jahre über-
steigenden Ausmaß als Vertragslehrer einer der
Entlohnungsgruppen 1 2 zurückgelegt hätte; an die
Stelle des Zeitraumes von zwei Jahren tr i t t ein
solcher von vier Jahren, wenn der Vertragslehrer
keine Reifeprüfung an einer höheren Lehranstalt
abgelegt hat.

(2) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas I L aus einer der Entlohnungsgruppen
1 2 in die Entlohnungsgruppe 1 1 überstellt, so
gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich er-
geben würde, wenn er die Zeit, die für die Er-
reichung seiner bisherigen Entlohnungsstufe not-
wendig ist, in dem vier Jahre übersteigenden
Ausmaß als Vertragslehrer der Entlohnungs-
gruppe 1 1 zurückgelegt hätte; an die Stelle des
Zeitraumes von vier Jahren tr i t t ein solcher von
sechs Jahren, wenn der Vertragslehrer nicht die
Vollendung einer Hochschulbildung im Sinne der
allgemeinen Anstellungserfordernisse für Lehrer
der Verwendungsgruppe L 1 aufweist.

(3) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas I L aus der Entlohnungsgruppe 1 3 in
die Entlohnungsgruppe 1 1 überstellt, so gebührt
ihm die Entlohnungsstufe, die sich ergeben
würde, wenn die Abs. 1 und 2 auf ihn ange-
wendet worden wären.

(4) Wenn es für den Vertragslehrer günstiger
ist, ist er abweichend von den Bestimmungen
der Abs. 1 bis 3 so zu behandeln, als ob er
die Hälfte der Zeit, die er nach Erfüllung des
gemeinsamen Anstellungserfordernisses für die
der höheren Entlohnungsgruppe entsprechenden
Verwendungsgruppe der Bundesbeamten in einer
niedrigeren Entlohnungsgruppe zurückgelegt
hat, in der höheren Entlohnungsgruppe ver-
bracht hätte.

(5) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas I L aus einer der Entlohnungsgruppen 1 2
in eine der anderen Entlohnungsgruppen 1 2
überstellt, so bleibt er in der bisherigen Entloh-
nungsstufe.

(6) Durch eine Oberstellung nach den Abs. 1
bis 3 und 5 wird der Vorrückungstermin nicht
berührt.

(7) Ist das jeweilige Monatsentgelt in der neuen
Entlohnungsgruppe niedriger als das Monats-
entgelt, das dem Vertragslehrer jeweils in einer
niedrigeren Entlohnungsgruppe zukommen
würde, so gebührt dem Vertragslehrer eine Er-
gänzungszulage auf dieses Monatsentgelt; Dienst-
zulagen sind, soweit sie nur für die Dauer einer
bestimmten Verwendung gebühren, bei der Er-
mittlung der Ergänzungszulage dem jeweiligen
Monatsentgelt nicht zuzurechnen."

Artikel II

1. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten
für Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I
und Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L,

a) die vor dem 1. Juli 1965 aus einer nied-
rigeren Entlohnungsgruppe in demselben
oder in einem anderen Entlohnungsschema
in eine der Entlohnungsgruppen b, 1 2, a
oder 1 1 überstellt wurden;

b) bei denen auf Vordienstzeiten die Bestim-
mungen über die Überstellung in eine der
Entlohnungsgruppen b, 1 2, a oder 1 1 sinn-
gemäß angewendet wurden oder anwend-
bar gewesen wären;

c) auf die § 26 Abs. 3 bis 5 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948 in der Fassung
des Artikels I dieses Bundesgesetzes anzu-
wenden gewesen wäre, wenn diese Be-
stimmungen im Zeitpunkt der Aufnahme
gegolten hätten.

2. Ergibt sich bei der sinngemäßen Anwendung
der Bestimmungen des Artikels I dieses Bundes-
gesetzes eine günstigere besoldungsrechtliche
Stellung als die, in der sich der Vertragsbedien-
stete am 1. Juli 1965 befand, so ist ihm diese
Stellung zuzuerkennen.

3. Die günstigere besoldungsrechtliche Stellung
ist dem Vertragsbediensteten mit 1. Juli 1965
zuzuerkennen, wenn der Vertragsbedienstete um
die Verbesserung der besoldungsrechtlichen Stel-
lung bis 30. Juni 1966 ansucht. Sucht der Ver-
tragsbedienstete später an, so ist ihm die gün-
stigere besoldungsrechtliche Stellung mit dem auf
die Einbringung des Ansuchens folgenden Mo-
natsersten zuzuerkennen.

Artikel III
Sofern in diesem Bundesgesetz von höheren

Lehranstalten gesprochen wird, sind darunter
für die Zeit vor dem Wirksamwerden des
Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962,
mittlere Lehranstalten beziehungsweise Mittel-
schulen, wie Gymnasien, Realgymnasien, Real-
schulen, Frauenoberschulen, Arbeitermittel-
schulen, Aufbaumittelschulen, Bundeserziehungs-
anstalten, Lehrer- und Lehrerinnenbildungsan-
stalten, Bildungsanstalten für Lehrer für den
hauswirtschaftlichen oder für den gewerblichen
Fachunterricht, Handelsakademien, höhere Ab-
teilungen an den technischen und gewerblichen
Lehranstalten, Lehranstalten für Frauenberufe
und höhere land- und forstwirtschaftliche Lehr-
anstalten zu verstehen.

Artikel IV

Wurde das Studium mit einem Trimester be-
gonnen, so ist bei der Anwendung des § 26
Abs. 3 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 in
der Fassung des Artikels I Z. 1 dieses Bundes-
gesetzes als Beginn des Studiums, wenn das erste
Trimester ein Sommertrimester oder ein Herbst-
trimester war, der 1. Juli, wenn das erste Tri-
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mester ein Wintertrimester war, der 1. Jänner
des betreffenden Jahres anzusehen.

Artikel V

§ 41 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 in
der Fassung der 9. Vertragsbedienstetengesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 126/1965, ist in der Weise
zu ändern, daß das Monatsentgelt in der Ent-
lohnungsstufe 6 der Entlohnungsgruppe 1 2 hs
ab 1. Juni 1965 3729 S beträgt.

Artikel VI

1. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1965
in Kraft.

2. Die Anlage zu § 26 Abs. 3 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948 in der Fassung des
Artikels I Z. 1 dieses Bundesgesetzes tritt mit
dem Ablauf des 31. Dezember 1966 außer Kraft.

Artikel VII

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch,
die nur ein Bundesministerium betreffen, dieses
Bundesministerium betraut.

Jonas
Klaus Pittermann Czettel Broda
Piffl Proksch Schmitz Schleinzer
Bock Probst Prader Kreisky

Anlage

zu § 26 Abs. 3 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948

1. Höchstausmaß für die Anrechnung der tat-
sächlichen Zeit des Hochschulstudiums nach § 26
Abs. 3 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948:

a) Zwei Jahre: Medizin, Chemie, Bau-
ingenieurwesen, Elektrotechnik, Nachrich-
tentechnik, Schiffstechnik, Technische
Chemie.

b) Eineinhalb Jahre: Physik, Architektur,
Maschinenbau, Technische Physik, Wirt-
schaftsingenieurwesen.

c) Ein Jahr: Katholische Theologie, Feue-
rungs- und Gastechnik, Papier- und Zell-
stofftechnik, Kulturtechnik, Tierheilkunde.

d) Ein halbes Jahr: alle übrigen Studienrich-
tungen.

2. Als Beginn des Zeitraumes von vier Jahren
ist, wenn das erste Semester ein Wintersemester
war, der 1. Juli, und wenn das erste Semester
ein Sommersemester war, der 1. Jänner des be-
treffenden Jahres anzusehen.

1 9 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 28. Juni 1965 über die
Prüfung für den Dienstzweig „Gehobener

Fachdienst an Bibliotheken"

Auf Grund des § 6 Abs. 3 lit. a des Gehalts-
überleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 93/1959,
wird im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler-
amt verordnet:

§ 1. (1) Die in der Dienstzweigeordnung
(Anlage 1 zur Dienstzweigeverordnung, BGBl.
Nr. 164/1948) für den Dienstzweig „Gehobener
Fachdienst an Bibliotheken" vorgesehene Prüfung
ist schriftlich und mündlich abzulegen.

(2) Bei der schriftlichen Prüfung, die als Klau-
surarbeit unter Aufsicht in einem Zeitraum von
acht Stunden durchzuführen ist, hat der Prü-
fungswerber den Nachweis zu erbringen, daß er
in der Lage ist,

a) einen deutschen Aufsatz über eine biblio-
thekstechnische oder buchkundliche Auf-
gabe abzufassen;

b) mehrere Buchtitel in deutscher Sprache
und nach eigener Wahl in zwei für Biblio-
thekszwecke wichtigen Fremdsprachen
(Latein, Griechisch, germanische, romani-
sche oder slawische Sprachen, von denen
mindestens eine eine lebende Sprache sein
muß) für den alphabetischen Zettelkatalog
mit sämtlichen Verweisungen nach den je-
weils geltenden Bestimmungen aufzuneh-
men, sowie die Übersetzungen der fremd-
sprachigen Buchtitel anzufertigen;

c) mehrere Buchtitel in cyrillischer Schrift in
die lateinische Schrift zu übertragen.

(3) Die mündliche Prüfung hat folgende Gegen-
stände zu umfassen:

a) die wichtigsten Bestimmungen des öster-
reichischen Verfassungsrechtes sowie den
Aufbau und Organisation der österreichi-
schen Behörden;

b) die wichtigsten Bestimmungen über die
Rechte und Pflichten der Bediensteten der
Gebietskörperschaft, in deren Dienst der
Prüfungswerber steht;
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c) die Grundzüge der Organisation und Ver-
waltung von Bibliotheken mit besonderer
Berücksichtigung der österreichischen Biblio-
theken; Grundzüge der Methoden der
Katalogisierung sowie des Dokumenta -
tionswesens und seiner Arbeitsmethoden;

d) die Einrichtung und den Gebrauch der
wichtigsten in- und ausländischen Biblio-
graphien und sonstigen in den Bibliothe-
ken allgemein gebräuchlichen Nachschlage-
werke und Fundbehelfe, ferner eine allge-
meine Übersicht über die Einteilung der
Wissenschaften;

e) die Grundzüge der Geschichte der Biblio-
theken, des Buches, des Buchdruckes, des
Bucheinbandes und des Buchhandels;
Kenntnis der Vervielfältigungsverfahren
und der Technik des modernen Buchein-
bandes im allgemeinen;

f) Kenntnis des kanzleimäßigen Bibliotheks-
geschäftsganges.

(4) Der unter § 1 Abs. 3 lit. b genannte Ge-
genstand ist bei Prüfungswerbern, die nicht in
einem öffentlichen Dienstverhältnis stehen (§ 2
Abs. 2), nicht zu prüfen.

§ 2. (1) Bedienstete des Bundes sind zur Prü-
fung zuzulassen, wenn sie die Anstellungserfor-
dernisse für den Dienstzweig „Gehobener Fach-
dienst an Bibliotheken" erfüllen und eine p rak-
tische Ausbildung in der Dauer von 18 Monaten
im Gehobenen Fachdienst an Bibliotheken, davon
sechs Wochen an der Österreichischen Nat ional -
bibliothek, nachweisen.

(2) Andere Prüfungswerber werden unter den
gleichen Bedingungen zugelassen; sie haben eine
Bestätigung des Dienstgebers über die N o t w e n -
digkeit der Ablegung dieser Prüfung beizubrin-
gen.

§ 3. (1) Die Prüfungskommission für die Prü-
fung für den Gehobenen Fachdienst an Biblio-
theken ist bei der Österreichischen Nat ional -
bibliothek zu errichten. Die Prüfungen sind von
Prüfungssenaten abzuhalten.

(2) Für die sachlichen Erfordernisse und für die
Besorgung der Kanzleigeschäfte hat die Österrei-
chische Nationalbibl iothek aufzukommen.

§ 4. (1) Die Mitglieder der Prüfungskommission
sind vom Bundesminister für Unterr icht für die
Dauer von fünf Kalenderjahren als Prüfungs-
kommissäre für einen oder mehrere der im § 1
Abs. 3 angeführten Gegenstände zu bestellen.
Aus ihrer Mit te hat der Bundesminister für U n -
terricht für die gleiche Funkt ionsdauer den Vor-
sitzenden und dessen Stellvertreter zu bestellen.
Bei Ausscheiden von Mitgliedern oder im Falle
der Notwendigkei t einer Ergänzung der Prü-
fungskommission sind die neu zu bestellenden
Mitglieder für den Rest der Funkt ionsdauer zu
bestellen.

(2) Die Mitglieder der Prüfungskommission
müssen Beamte des Höhe ren Bibliotheksdienstes
sein. Der Prüfer für die im § 1 Abs. 3 lit. a und
b genannten Fachgebiete m u ß außerdem rechts-
kundig sein.

(3) Jeder Prüfungssenat hat aus dem Vorsitzen-
den oder einem Stellvertreter des Vorsitzenden
der Prüfungskommission und aus drei Prüfungs-
kommissären, die vom Vorsitzenden (Stellver-
treter) aus der Zahl der Mitglieder der Prüfungs-
kommission zu bestellen sind, zu bestehen.

§ 5. (1) Die Prüfungen für den Gehobenen
Fachdienst an Bibliotheken sind nach Bedarf ab-
zuhalten. Die Prüfungstermine hat der Vorsit-
zende der Prüfungskommission zu bestimmen.
Sie sind mindestens zwei Monate vorher im
„Amtsblat t zur Wiener Zei tung" zu verlaut-
baren. Außerdem sind die Prüfungstermine den-
jenigen Dienststellen des Bundes, an denen Be-
dienstete des Gehobenen Fachdienstes an Biblio-
theken in Verwendung stehen, im Zei tpunkt der
Verlautbarung bekanntzugeben.

(2) Bedienstete des Bundes haben die Zulassung
zur Prüfung im Wege ihrer Dienststelle bei der
Prüfungskommission zu beantragen. Dem Antrag
ist ein handschriftlicher Lebenslauf mi t ausführ-
licher Darstellung des Bildungsganges beizufügen.
Andere Prüfungswerber (§ 2 Abs. 2) haben ihren
Antrag, dem ein handschriftlicher Lebenslauf mi t
ausführlicher Darstellung des Bildungsganges so-
wie die U r k u n d e n über Geburt , Familienstand,
Schulbildung, Berufsausbildung und eine Bestäti-
gung über die praktische Ausbildung anzuschlie-
ßen sind, im Wege ihrer Dienststelle bei der Prü-
fungskommission einzubringen. Die Sprachkennt-
nisse, die bei der Prüfung nachzuweisen sind, ha-
ben dem Ausmaß der Reifeprüfung an allgemein-
bildenden höheren Schulen zu entsprechen. H a t
ein Kandidat die in Teil B Abschnitt I Abs. 3
der Anlage I zur Dienstzweigeverordnung, BGBL
N r . 164/1948, vorgesehene Prüfung abgelegt,
sind seine Sprachkenntnisse durch ein Zeugnis des
an Hochschulen eingerichteten zweisemestrigen
Lehrganges oder einer Externistenreifeprüfung
nachzuweisen.

(3) Hande l t es sich u m einen Bediensteten des
Bundes, so ha t die Dienststelle dem Antrag einen
Auszug aus dem Standesausweis, dem die Ar t und
Dauer der bisherigen Verwendung des Prüfungs-
werbers zu entnehmen ist, sowie eine Mittei lung
über das Ergebnis der letzten Gesamtbeurtei lung
(des Verwendungserfolges bei Vertragsbedienste-
ten) und eine Bestätigung über die praktische
Ausbildung (§ 2 Abs. 1) anzuschließen.

(4) Über die Zulassung zur Prüfung hat der
Vorsitzende der Prüfungskommission zu ent-
scheiden. Er hat zugleich den Prüfungstag festzu-
setzen.

(5) Gegen die Verweigerung der Zulassung zur
Prüfung kann binnen zwei Wochen Berufung an
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das Bundesministerium für Unterricht erhoben
werden. Die Berufung ist beim Vorsitzenden der
Prüfungskommission einzubringen.

§ 6. (1) Die Themen der schriftlichen Prüfung
sind von dem Prüfungskommissär, der als Prü-
fer für den in Betracht kommenden Gegenstand
(§ 4 Abs. 1) bestellt ist, im Einvernehmen mit
dem Vorsitzenden der Prüfungskommission zu
bestimmen.

(2) Das Ergebnis der schriftlichen Prüfung ist
nach Begutachtung der Arbeit durch den in
Abs. 1 genannten Prüfungskommissär vom Prü-
fungssenat festzustellen. Hat die Mehrzahl der
Prüfungskommissäre aus dem Ergebnis der
schriftlichen Prüfung die Überzeugung gewonnen,
daß der Prüfungswerber die im § 1 Abs. 2 gefor-
derte Eignung nicht aufweist, so gilt die Prü-
fung, ohne daß es einer mündlichen Prüfung be-
darf, als nicht bestanden. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

§ 7. (1) Bei der mündlichen Prüfung, deren Ver-
lauf in einem Prüfungsprotokoll festzuhalten ist,
sind die Prüfungswerber aus den einzelnen Ge-
genständen von den vom Vorsitzenden des Prü-
fungssenates hiefür bestimmten Prüfungskom-
missären (§ 4 Abs. 3) zu prüfen. Der Vorsitzende
ist berechtigt, Fragen aus allen Prüfungsgegen-
ständen zu stellen.

(2) Macht ein Prüfungswerber, der die schrift-
liche Prüfung mit Erfolg abgelegt hat, glaubhaft,
daß er durch Krankheit oder aus anderen rück-
sichtswürdigen Gründen an der Teilnahme an der
mündlichen Prüfung verhindert ist, so kann der
Vorsitzende der Prüfungskommission für die
Ablegung der mündlichen Prüfung einen beson-
deren Termin bestimmen.

§ 8. (1) Der Prüfungssenat hat nach dem Er-
gebnis der Prüfung zu beschließen, ob der Prü-
fungswerber die Prüfung mit „ausgezeichnetem",
„sehr gutem", „gutem" oder „ausreichendem" Er-
folg abgelegt oder ob er sie nicht bestanden hat.
Die Bestimmung des letzten Satzes des § 6 Abs. 2
hat auch bei diesen Entschlüssen zu gelten. Hat
der Prüfungswerber die Prüfung nicht bestanden,
so kann der Prüfungssenat eine Wiederholung
der Prüfung nach frühestens sechs Monaten ge-
statten. Wird die Prüfung auch bei Wiederholung
nicht bestanden, so kann eine nochmalige Zu-
lassung zur Prüfung bei Vorliegen besonders
rücksichtswürdiger Umstände vom Bundesmini-
sterium für Unterricht nach Ablauf eines Jahres
bewilligt werden.

(2) Über die bestandene Prüfung ist dem Prü-
fungswerber ein Zeugnis auszufertigen.

(3) H a t der Prüfungswerber die Prüfung nicht
bestanden, so ist er von der Beschlußfassung des
Prüfungssenates (§ 8 Abs. 1) in Kenntnis zu
setzen. Hierüber ist ein Vermerk im Prüfungs-
pro tokol l aufzunehmen.

§ 9. Die Prüfung ist nicht öffentlich. Personen,
welche die Anstellungserfordernisse für die
Dienstzweige „Höhere r Bibliotheksdienst" oder
„Gehobener Fachdienst an Bibliotheken" nach-
weisen, können aber der Prüfung als Zuhörer
beiwohnen.

§ 10. Bedienstete, die vor dem Inkraf t t re ten
dieser Prüfungsordnung bereits in den Gehobe-
nen Fachdienst an Bibliotheken aufgenommen
worden sind, können die Prüfung zum ersten
nach Inkraf t t re ten dieser Verordnung anbe-
raumten Prüfungstermin nach den bisher in Gel-
tung gestandenen Vorschriften ablegen.

Piffl

1 9 3 . Verordnung der Bundesregierung
vom 6. Juli 1965, mit der die Dienstordnung
für die Vertragsangestellten der Österrei-
chischen Bundesforste neuerlich geändert

wird

Auf Grund des § 5 des Gesetzes vom 28. Juli
1925, BGBl. Nr. 282, über die Bildung eines
Wirtschaftskörpers „Österreichische Bundes-
forste" wird verordnet:

Artikel I

Die Dienstordnung für die Vertragsangestellten
der Österreichischen Bundesforste, BGBl.
Nr. 256/1949, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 102/1956, BGBl. Nr. 250/1959, BGBl.
Nr. 288/1960, BGBl. Nr. 152/1961, BGBl.
Nr. 183/1963, BGBl. Nr. 291/1963, BGBl.
Nr. 160/1964 und BGBl. Nr. 129/1965 wird ge-
ändert wie folgt:

1. § 18 hat zu lauten:

„§ 18. (1) Der Gehalt beginnt, soweit im fol-
genden nichts anderes bestimmt wird, mit der
Gehaltsstufe 1.

(2) Wird ein Angestellter aus der Verwen-
dungsgruppe D in die Verwendungsgruppe C
überstellt, so bleibt er in der erreichten Gehalts-
stufe.

(3) Wird ein Angestellter aus der Verwen-
dungsgruppe D oder C in die Verwendungs-
gruppe B überstellt, so gebühr t ihm die Gehalts-
stufe, die sich ergeben würde , wenn er die Zeit,
die für die Erreichung seiner bisherigen Gehalts-
stufe notwendig ist, in dem zwei Jahre über-
steigenden Ausmaß als Angestellter der Verwen-
dungsgruppe B zurückgelegt hä t te ; an die Stelle
des Zeitraumes von zwei Jahren t r i t t ein solcher
von vier Jahren, wenn der Angestellte keine
Reifeprüfung an einer höheren Lehranstalt ab-
gelegt hat .

(4) Wird ein Angestellter aus der Verwendungs-
gruppe B in die Verwendungsgruppe A über-
stellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe, die sich
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ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die
Erreichung seiner bisherigen Gehaltsstufe not-
wendig ist, in dem vier Jahre übersteigenden
Ausmaß als Angestellter der Verwendungs-
gruppe A zurückgelegt hätte; an die Stelle des
Zeitraumes von vier Jahren tritt ein solcher von
sechs Jahren, wenn der Angestellte nicht die
Vollendung einer Hochschulbildung im Sinne der
allgemeinen Anstellungserfordernisse für Bundes-
beamte der Verwendungsgruppe A aufweist.

(5) Wird ein Angestellter aus der Verwendungs-
gruppe D oder C in die Verwendungsgruppe A
überstellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe, die
sich ergeben würde, wenn die Absätze 3 und
4 auf ihn angewendet worden wären.

(6) Wenn es für den Angestellten günstiger ist,
ist er abweichend von den Bestimmungen der
Absätze 3 bis 5 so zu behandeln, als ob er die
Hälfte der Zeit, die er nach Erfüllung des ge-
meinsamen Anstellungserfordernisses für die
höhere Verwendungsgruppe in einer niedrigeren
Verwendungsgruppe zurückgelegt hat, in der
höheren Verwendungsgruppe verbracht hätte.

(7) Durch eine Überstellung nach den Ab-
sätzen 2 bis 5 wird der Vorrückungstermin nicht
berührt.

(s) Ist das jeweilige Entgelt in der neuen Ver-
wendungsgruppe niedriger als das Entgelt, das
dem Angestellten jeweils in einer niedrigeren
Verwendungsgruppe zukommen würde, so ge-
bührt dem Angestellten eine Ergänzungszulage
auf dieses Entgelt.

(9) Wird ein Angestellter nur vorübergehend
zu Arbeiten, die regelmäßig von einem Ange-
stellten einer höheren Verwendungsgruppe ver-
sehen werden, herangezogen, so tritt eine Ände-
rung in seinen Bezügen nicht ein."

2. Ziffer 1 lit. c der Anlage hat zu lauten:
„c) in d i e V e r w e n d u n g s g r u p p e C:

Angestellte im Forstbetriebs- und
-schutzdienst nach Absolvierung der För-
sterschule und erfolgreicher Ablegung der
Staatsprüfung für den Försterdienst; An-
gestellte im Verwaltungsdienst, im karto-
graphisch-geodätischen Fachdienst und im
technischen Fachdienst; Angestellte im
Rechnungshilfsdienst, sofern sie haupt-
verantwortlich
aa) bei Forstverwaltungen mit einem

jährlichen Mindesteinschlag von
20.000 fm als Materialbuchführer ver-
wendet werden,

bb) bei Forstverwaltungen oder Sägewer-
ken mit einem jährlichen Anfall von
mindestens 3000 Journalposten, als
Journalbuchführer verwendet werden
und ihnen auch die Kontierung, Beleg-

gestaltung, rechnerische Überprüfung
der Belege und Mitversehung der
Wirtschaftsplannachweisung obliegt,

cc) bei Forstverwaltungen oder Sägewer-
ken, die während mindestens sechs
Monaten im Kalenderjahr wenigstens
60 Arbeiter beschäftigen, als Lohnver-
rechner verwendet werden.

Bei Angestellten, die bei Forstverwaltun-
gen oder Sägewerken in mindestens zwei
der unter lit. aa bis cc bezeichneten Funk-
tionen hauptverantwortlich verwendet
werden, ist das Ausmaß der Teilbeschäf-
tigung in den einzelnen Funktionen in Pro-
zentsätzen zu den in lit. aa bis cc gefor-
derten Mindestziffern zu ermitteln. Das
Anstellungserfordernis gilt als erfüllt, wenn
die Summe dieser Prozentsätze mindestens
75 erreicht.

Anstellungserfordernis für sämtliche Dienst-
zweige ist außerdem eine mindestens vier Jahre
dauernde Verwendung als Angestellter der Ver-
wendungsgruppe D oder in gleichzuwertender
Verwendung (Praxis). Angestellten im Forst-
betriebs- und -schutzdienst wird die vorgeschrie-
bene Ausbildungszeit in diese Verwendungszeit
eingerechnet."

Artikel II

1. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten für
Angestellte

a) die vor dem 1. Juli 1965 aus einer nied-
rigeren Verwendungsgruppe in eine der
Verwendungsgruppen B oder A überstellt
wurden;

b) bei denen auf Vordienstzeiten die Bestim-
mungen über die Überstellung in eine der
Verwendungsgruppen B oder A sinngemäß
angewendet wurden oder anwendbar ge-
wesen wären.

2. Ergibt sich bei der sinngemäßen Anwendung
der Bestimmungen des Artikels I Z. 1 dieser
Verordnung eine günstigere besoldungsrechtliche
Stellung als die, in der sich der Angestellte am
1. Juli 1965 befand, so ist ihm diese Stellung
zuzuerkennen.

3. Die günstigere besoldungsrechtliche Stellung
ist dem Angestellten mit 1. Juli 1965 zuzuer-
kennen, wenn der Angestellte um die Verbesse-
rung der besoldungsrechtlichen Stellung bis
30. Juni 1966 ansucht. Sucht der Angestellte
später an, so ist ihm die günstigere besoldungs-
rechtliche Stellung mit dem auf die Einbringung
des Ansuchens folgenden Monatsersten zu-
zuerkennen.

Artikel III

Sofern in dieser Verordnung von höheren
Lehranstalten gesprochen wird, sind darunter
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für die Zeit vor dem Wirksamwerden des Schul-
organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, mitt-
lere Lehranstalten beziehungsweise Mittelschulen,
wie Gymnasien, Realgymnasien, Realschulen,
Frauenoberschulen, Arbeitermittelschulen, Auf-
baumittelschulen, Bundeserziehungsanstalten,
Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten, Bil-
dungsanstalten für Lehrer für den hauswirt-
schaftlichen oder den gewerblichen Fachunter-
richt, Handelsakademien, höhere Abteilungen
an den technischen und gewerblichen Lehr-

anstalten, Lehranstalten für Frauenberufe und
höhere land- und forstwirtschaftliche Lehr-
anstalten zu verstehen.

Artikel IV
Die Bestimmungen dieser Verordnung sind auf

Bezugsabrechnungszeiträume anzuwenden, die
nach dem 30. Juni 1965 liegen.

Klaus Pittermann Czettel Broda
Piffl Proksch Schmitz Schleinzer
Bock Probst Prader Kreisky


